Erklärung der Synode des Kirchenkreises Nordfriesland

zum CCS-Projekt in Nordfriesland

Bewahrung der Schöpfung – Keine CO2-Einlagerung!

I.          Der Horizont des christlichen Glaubens

Die Synode des Kirchenkreises Nordfriesland ist besorgt über die Pläne in geologischen Formationen aus Kohlekraftwerken abgeschiedenes Kohlendioxid (CO2) zu lagern. Es stellen sich aus ihrer Sicht Fragen, die nicht nur politischer und naturwissenschaftlicher, sondern auch theologischer Natur sind. Sie berühren den Auftrag zur Bewahrung der Schöpfung und sie verletzen die Einsicht in die Endlichkeit und Fehlerhaftigkeit menschlichen Handelns.

Die Synode des Kirchenkreises Nordfriesland will für einen nachhaltigen Lebensstil eintreten, der die natürlichen Ressourcen schont und die Lebensmöglichkeiten künftiger Generationen nicht gefährdet. Sie ist sich bewusst, dass auch in den Gemeinden noch vieles dafür verbessert werden muss. 

Mit dieser Erklärung wendet sie sich aus gegebenem Anlass gegen Energieprojekte, deren Laufzeit und Risiken auf Jahrhunderte oder sogar Jahrtausende angelegt sind. In der Verantwortung vor Gottes Schöpfung, den nachkommenden Generationen und im Respekt vor den Grenzen menschlicher Vernunft und Weisheit, verbieten sich solche Vorhaben.

Wer für technologische Großprojekte angesichts der Fehlerhaftigkeit menschlichen Planens und Handelns die Möglichkeiten zur Korrektur noch nicht kennt, der schürt zudem Befürchtungen und Ängste der Menschen gerade dann, wenn es um Eingriffe geht, die die Grundlagen des Lebens betreffen. Solche Ängste sind nicht irrational, irrational sind vielmehr Vorhaben, die die Unabsehbarkeit von Folgen und Risiken in Kauf nehmen. 

II.         Stellungnahme und Aufforderungen an die politischen Akteure

Der Kirchenkreis Nordfriesland wendet sich gegen die geplante CO2-Endlagerung in Nordfriesland.

Wir fordern die Landesregierung auf, die anstehenden Weichenstellungen zu diskutieren und die Interessen unserer Region deutlich zu vertreten und das CCS-Gesetz im Bundesrat zu verhindern. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, das CCS-Gesetz nach der zu erwartenden Ablehnung im Bundesrat nicht weiter zu verfolgen.

Wir fordern die Energieversorger dazu auf, alle zur Verfügung stehenden Mittel zu nutzen, um eine Energieversorgung ausschließlich auf regenerativer Basis voranzubringen.

Eine CO2-Endlagerung ist aus unserer Sicht auch keine „Brückentechnologie“, sondern vielmehr eine Festschreibung alter Technologien. Auf beiden Seiten sollte mit Begriffen vorsichtig umgegangen werden, damit die weitere Diskussion von Offenheit und Klarheit bestimmt ist.

Wir fordern schließlich alle an der Diskussion Beteiligten dazu auf, ihr Reden und Handeln am Maßstab eines entschiedenen Klimaschutzes messen zu lassen, um gegenwärtig und zukünftig Lebende zu schützen und die Schöpfung zu bewahren.
III.         Begründung

Weltweit besteht Einigkeit darüber, dass die Erwärmung der Atmosphäre nicht mehr als 2 Grad über das vorindustrielle Niveau hinaus ansteigen darf, um katastrophale Folgen für Mensch und Natur zu vermeiden. Das bedeutet für Deutschland eine Reduktion der Emissionen bis 2020 um 40% gegenüber dem Basisjahr 1990. Die Synode begrüßt, dass über die Notwendigkeit eines entschiedenen Klimaschutzes zwischen allen Akteuren in Nordfriesland Einigkeit besteht.

Vor dem Hintergrund eines notwendigen und nachhaltigen Klimaschutzes stellen sich für eine CO2-Endlagerung unter der Erde dringende – bisher nicht beantwortete – Fragen:

· Ist die Betriebssicherheit für Jahrhunderte gegeben, so dass Gesundheitsgefährdungen der Menschen ausgeschlossen werden können und das Klimaschutzziel nicht im Nachhinein zunichte gemacht wird?

·  Mit welchen Nutzungseinschränkungen des Landes müssen Menschen der kommenden Generationen rechnen (z.B. Verzicht auf Tiefengeothermie?)

· Auf welche finanziellen und technologischen Lasten muss sich das Land Schleswig-Holstein einlassen, wenn es nach Ablauf einer Frist – so der jetzt diskutierte Gesetzesentwurf des Bundes – den Betrieb der Lagerstätte und alle eventuell notwendigen Haftungen übernehmen soll? Sind die Bürgerinnen und Bürger des Landes Schleswig-Holsteins bereit, diese Kosten zu tragen?

Das Klimaschutz-Konzept der CO2-Abscheidung und Lagerung (CSS) hat darüber hinaus grundsätzliche Probleme:

· Es stellt sich die Frage, ob unsere technologischen und finanziellen Möglichkeiten nicht wesentlich besser zur Förderung der regenerativen Energien und der dazu notwendigen Speichertechnologien mit einem entsprechenden Netz investiert werden sollten. CCS bindet Mittel, die zukunftsträchtiger eingesetzt werden können. Darüber hinaus verlängert CCS die Nutzung von Kohlekraft, die die Umwelt erheblich belastet und den Aufbau einer neuen Energieversorgung behindern kann. So können schwerwiegende Nutzungskonflikte entstehen. In einzelnen Regionen wären Nutzungen für Tiefengeothermie oder aber die Druckluft- bzw. Wasserstoffspeicherung für Windenergie ebenfalls möglich und sinnvoll. Diese würden künftige  Generationen nicht belasten. 

· Die CO2-Abscheidung wird frühestens ab 2020 großtechnisch zur Verfügung stehen. Damit kann das CCS-System als Argument für den Bau von Kohlekraftwerken derzeit keine Rolle spielen und kommt für einen aktuell wirksamen Klimaschutz gar nicht in Betracht.

IV.       Engagement der Menschen in Nordfriesland

Die Menschen in Nordfriesland haben in den letzten Jahren einen erheblichen Beitrag zu einer zukunftsfähigen Energiewirtschaft geleistet: Erhebliche Fortschritte gibt es im Bereich der Wind-, Sonnen- und Biomassenutzung und durch die Ansiedlung zahlreicher Betriebe für eine CO2-arme Energieversorgung. Die Menschen haben Flächen, Gebäude und oft genug ihr eigenes Geld (z.B. in Bürgerwindparks) investiert, um eine Energiewende zu erreichen. Die „Aktivregion Nordfriesland Nord“ ist inzwischen eine vom Bundeslandwirtschaftsministerium ausgezeichnete und geförderte „Bioenergie-Region“. Vor dem Hintergrund dieser Bemühungen ist es für die Menschen in Nordfriesland eine schwerwiegende Infragestellung ihres Engagements, dass sie nun in besonderer Weise die Folgen einer nicht mehr zukunftsfähigen Energiewirtschaft tragen sollen.

Die Kirchenkreissynode Nordfriesland stellt sich mit dieser Resolution an die Seite vieler besorgter Menschen in Nordfriesland, für deren Lebensbedingungen und Wohlergehen sie sich mit verantwortlich weiß.

